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Referentenentwurf 

des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 

Entwurf für ein Gesetz zu dem Protokoll Nummer 15 vom 24. Juni 2013 
zur Änderung der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten 

A. Problem und Ziel 

Auch nach Inkrafttreten des 14. Protokolls zur Konvention zum Schutz der Menschenrech-
te und Grundfreiheiten bleibt die Arbeitsbelastung des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte kritisch hoch. Mit dem Protokoll Nummer 15 werden einige der auf der 
Konferenz von Brighton am 19. und 20. April 2012 zwischen den Vertragsstaaten verein-
barten Änderungen der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
umgesetzt, die zur Erhaltung der Arbeitsfähigkeit des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte beitragen sollen. 

B. Lösung 

Mit dem Gesetz sollen die innerstaatlichen Voraussetzungen für die Ratifikation des Pro-
tokolls Nummer 15 vom 24. Juni 2013 geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Keiner. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 
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E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Keiner. 

F. Weitere Kosten 

Durch dieses Gesetz entstehen keine weiteren Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwar-
ten. 



 - 3 - Bearbeitungsstand: 24.06.2014  16:54 Uhr 

Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und 
für Verbraucherschutz 

Entwurf für ein Gesetz zu dem Protokoll Nummer 15 vom 24. Juni 2013 
zur Änderung der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Straßburg am 24. Juni 2013 von der Bundesrepublik Deutschland unterzeich-
neten Protokoll Nummer 15 zur Änderung der Konvention zum Schutz der Menschenrech-
te und Grundfreiheiten vom 4. November 1950 (BGBl. 1952 II S. 686), in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Oktober 2010 (BGBl. II S. 1198), wird zugestimmt. Das Proto-
koll wird nachstehend mit einer amtlichen deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel 7 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Für die Ratifikation bedarf es nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zu-
stimmung in Form eines Bundesgesetzes, weil sich das Protokoll Nummer 15 als völker-
rechtlicher Vertrag auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Absatz 2 
Satz 1 des Grundgesetzes.  

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Protokoll nach seinem Artikel 7 Absatz 2 für 
die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung dieses Gesetzes nicht mit 
Kosten belastet.  

Für die Bürgerinnen und Bürger, für die Wirtschaft und für die Verwaltung entsteht kein 
Erfüllungsaufwand. Es werden auch keine Informationspflichten im Sinne des § 2 Absatz 
1 des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrats geschaffen. 

Auch sonstige Kosten sind nicht zu erwarten. Das Gesetz hat aufgrund der bloßen Zu-
stimmung zu dem Protokoll Nummer 15 keine Auswirkungen auf die Einzelpreise und das 
Preisniveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau. 
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